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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Roilmann, Dr. Götz, Frau Dr. Neumeister, Dr. Hammans, 
Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein und der Fraktion der CDU/CSU 

betr. Förderung von Drogenberatungsstellen aus Bundesmitteln 


Bei den bisher durch die Bundesregierung mit Bundesmitteln 
geförderten Drogenberatungsstellen ist eine erhebliche Un- 
sicherheit und Unruhe darüber entstanden, ob ihnen die Fort- 
führung ihrer Arbeit im Jahre 1974 überhaupt noch möglich ist, 
da die Bundesregierung erklärt hat, daß sie mit Beginn des Jah- 
res 1974 die Förderung von Drogenberatungsstellen aus Bun- 
desmitteln einstellen wird. So heißt es in einem Schreiben des 
Regierungspräsidenten von Detmold vom 20. Juni 1973: Der 
Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit „teilt nun- 
mehr mit, daß die Beratungsstellen 1973 letztmalig . . . gefördert 
werden können. Ab 1974 wird davon ausgegangen, daß die 
Träger dieser Einrichtungen eine Dauerlösung hinsichtlich der 
Finanzierung durch die Kreise und kreisfreien Städte gefun- 
den haben . . Soweit aber die Kommunen zur Übernahme 
der öffentlichen Förderung der Drogenberatungsstellen nicht 
bereit sind, droht für 1974 der weitgehende Zusammenbruch 
der Rauschgift- und Drogenberatung in der Bundesrepublik 
Deutschland. Diese Beratung ist für die junge Generation und 
für die Rauschgift- und Drogengefährdeten von entscheidender 
Bedeutung. Die wenigen Erfolge, die bisher im Kampfe gegen 
den Rauschmittel- und Drogenmißbrauch errungen worden sind, 
sind zu einem großen Teil der Arbeit der Drogenberatungsstel- 
len zu verdanken. 

Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Hält die Bundesregierung den Stand der Drogenberatung 
für ausreichend? 

2. Hält die Bundesregierung eine zweijährige Förderung der 
Drogenberatungsstellen für ausreichend, obwohl die Dro- 
genwelle noch nicht zurückgeht, lediglich die Schwerpunkte 
haben sich geändert? 

3. Inwieweit hat die Bundesregierung sichergestellt, daß die 
Drogenberatungsstellen, die bisher von ihr gefördert wor- 
den sind und nun in Zukunft nicht mehr gefördert werden 
sollen, ab 1. Januar 1974 von den Ländern und den Kommu- 
nen gefördert werden? 
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4. Kann die Bundesregierung gewährleisten, daß keine Drogen- 
beratungsstelle, die bisher von ihr gefördert worden ist, 
wegen der Einstellung der Bundesförderung ihre Arbeit auf- 
geben muß? 


Bonn, den 4, Oktober 1973 


Rollmann 
Dr. Götz 

Frau Dr. Neumeister 
Dr. Hammans 

Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 
Carstens, Stücklen und Fraktion 
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